
Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 11. Juni 
2009 — Kommission der Europäischen 

Gemeinschaften/Französische Republik 

(Rechtssache C-327/08) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinien 
89/665/EWG und 92/13/EWG — Nachprüfungsverfahren 
im Bereich der Vergabe öffentlicher Aufträge — Gewährleis­
tung einer effektiven Nachprüfung — Einzuhaltende Mindest­
frist zwischen der Bekanntgabe der Vergabeentscheidung an 
die ausgeschlossenen Bewerber und Bieter und der Unterzeich­

nung des den Auftrag betreffenden Vertrags) 

(2009/C 180/34) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: G. Rozet, D. Kukovec und M. Konstantini­
dis) 

Beklagte: Französische Republik (Prozessbevollmächtigte: G. de 
Bergues und J.-Ch. Gracia) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 2 
Abs. 1 der Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezem­
ber 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im 
Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge (ABl. 
L 395, S. 33) in der Fassung der Richtlinie 92/50/EWG (ABl. L 
209, S. 1) und gegen Art. 2 Abs. 1 der Richtlinie 92/13/EWG 
des Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung der Gemein­
schaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch Auftraggeber 
im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie 
im Telekommunikationssektor (ABl. L 76, S. 14) — Einzuhal­
tende Mindestfrist zwischen der Bekanntgabe der Vergabeent­
scheidung an die Bewerber und Bieter und der Unterzeichnung 
des den Auftrag betreffenden Vertrags 

Tenor 

1. Die Französische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der 
Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge in der Fassung der 
Richtlinie 92/50/EWG und gegen ihre Verpflichtungen aus der 
Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsver­
gabe durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und 
Verkehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor verstoßen, 
dass sie Art. 1441-1 des neuen Code de procédure civile in der 
Fassung des Dekrets Nr. 2005-1308 vom 20. Oktober 2005 
über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber, die in Art. 4 
der Verordnung Nr. 2005-649 vom 6. Juni 2005 über die 
Vergabe von Aufträgen durch bestimmte Personen des öffentlichen 
oder des privaten Rechts, die nicht dem Code des marchés publics 

unterliegen, genannt sind, erlassen und in Kraft gelassen hat, 
soweit diese Vorschrift eine zehntägige Frist für die Antwort des 
öffentlichen Auftraggebers oder der ausschreibenden Stelle auf eine 
Aufforderung zur Äußerung vorsieht, vor der genannten Antwort 
jede vorvertragliche einstweilige Verfügung ausschließt und diese 
Frist die einzuhaltende Frist zwischen der Bekanntgabe der Ver­
gabeentscheidung an die ausgeschlossenen Bewerber und Bieter und 
der Vertragsunterzeichnung nicht hemmt. 

2. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

3. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften und die Fran­
zösische Republik tragen ihre eigenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 285 vom 08.11.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 11. Juni 2009 
— Transports Schiocchet — Excursions SARL/Kommission 

der Europäischen Gemeinschaften 

(Rechtssache C-335/08 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Schadensersatzklage — Verordnungen 
[EWG] Nrn. 517/72 und 684/92 — Grenzüberschreitender 
Personenverkehr mit Kraftomnibussen — Voraussetzungen 
für die Auslösung der außervertraglichen Haftung der Ge­

meinschaft — Verjährungsfrist) 

(2009/C 180/35) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Transports Schiocchet — Excursions SARL 
(Prozessbevollmächtigter: D. Schönberger, avocat) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften (Prozessbevollmächtigte: J.-F. Pasquier und N. Yer­
rell) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen den Beschluss des Gerichts erster Instanz 
(Vierte Kammer) vom 19. Mai 2008, Transports Schiocchet 
— Excursions/Kommission (T-220/07), mit dem das Gericht 
die von der Rechtsmittelführerin erhobene Klage aus außerver­
traglicher Haftung auf Ersatz eines aufgrund verschiedener ihrer 
Ansicht nach rechtswidriger Verhaltensweisen der Gemein­
schaftsorgane erlittenen Schadens, wegen Verjährung als unzu­
lässig abgewiesen hat — Voraussetzungen für eine Schadens­
ersatzklage — Begriffe des Linienverkehrs und der Sonderfor­
men des Linienverkehrs im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 
517/72 des Rates vom 28. Februar 1972 über die Einführung 
gemeinsamer Regeln für den Linienverkehr und die Sonderfor­
men des Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zwischen den Mit­
gliedstaaten (ABl. L 67, S. 19), die durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 684/92 des Rates vom 16. März 1992 zur Einführung 
gemeinsamer Regeln für den grenzüberschreitenden Personen­
verkehr mit Kraftomnibussen (ABl. L 74, S. 1) aufgehoben und 
ersetzt wurde
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